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Aufgrund des § 20 Nr. 1 bis 5 des Thüringer Gesetzes über 
die Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen und 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure vom 21. Mai 
2024 (GVBl. S. 98), geändert durch Artikel 24 des Geset-
zes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277), verordnet das Minis-
terium für Infrastruktur und Landwirtschaft:

§ 1 
Amtsbezirk, Amtssitz

(1) Zur Sicherstellung der Versorgung mit Leistungen des 
amtlichen Vermessungswesens soll in jedem Amtsbezirk 
mindestens eine Öffentlich bestellte Vermessungsingeni-
eurin oder ein Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur 
bestellt werden.

(2) Einem Antrag auf Zustimmung zu einem bestimmten 
Ort als Amtssitz oder zur Verlegung des Amtssitzes an ei-
nen anderen Ort hat die Aufsichtsbehörde nach § 15 Abs. 1 
Satz 2 des Thüringer Gesetzes über die Öffentlich bestell-
ten Vermessungsingenieurinnen und Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieure (ThürGÖbVI) vom 21. Mai 2024 
(GVBl. S. 98) in der jeweils geltenden Fassung zu ent-
sprechen, sofern keine Gründe eines geordneten amtli-
chen Vermessungswesens entgegenstehen.

§ 2 
Prüfung der persönlichen Voraussetzungen

(1) Zur Prüfung der persönlichen Bestellungsvorausset-
zungen nach § 4 Abs. 2 und 3 ThürGÖbVI und zum Aus-
schluss der Versagungsgründe nach § 5 ThürGÖbVI sind 
der Aufsichtsbehörde mit der Bewerbung um Bestellung 
zur Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurin oder zum 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur durch die Be-
werberin oder den Bewerber folgende Unterlagen und Be-
lege vorzulegen:
1.	 ein formloser Antrag auf Zuweisung eines Amtsbezir-

kes und Amtssitzes,
2.	 eine beglaubigte Kopie der Geburtsurkunde und ei-

nes amtlichen Identitätsnachweises der Bewerberin 
oder des Bewerbers, aus dem die Staatsangehörig-
keit hervorgeht,

3.	 beglaubigte Kopien der Abschluss- und Prüfungszeug-
nisse eines nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ThürGÖbVI erfor-
derlichen berufsqualifizierenden Studienabschlusses,

4.	 eine beglaubigte Kopie des Zeugnisses einer Lauf-
bahnprüfung im Sinne des § 4 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a 
oder b ThürGÖbVI,

5.	 Nachweise über die erforderliche Beschäftigung mit 
Liegenschaftsvermessungen nach §  4 Abs.  2 Nr.  2 
Buchst. a oder b jeweils in Verbindung mit Abs. 3 Thür-
GÖbVI,
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6.	 ein amtsärztliches Gesundheitszeugnis mit der Fest-
stellung, dass die Bewerberin oder der Bewerber ge-
sundheitlich für das Amt der Öffentlich bestellten Ver-
messungsingenieurin oder des Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs geeignet ist; die Feststellung 
darf nicht älter als sechs Monate sein,

7.	 ein für Angehörige des öffentlichen Dienstes des Lan-
des üblicher, um die persönlichen Angaben ergänzter 
Personalbogen,

8.	 die von der Bewerberin oder dem Bewerber ergänzten 
und unterschriebenen Erklärungen nach Anlage 1, dass 
die aufgeführten Voraussetzungen erfüllt werden und 
die genannten Versagungsgründe nicht gegeben sind,

9.	 ein Nachweis über den Antrag auf Erteilung eines Füh-
rungszeugnisses zur Vorlage bei einer Behörde, der 
nicht älter als drei Monate sein soll,

10.	von einer vor dem 13. Januar 1972 geborenen Bewer-
berin oder einem vor dem 13. Januar 1972 geborenem 
Bewerber eine Auskunft des Stasi-Unterlagen-Archives 
im Bundesarchiv, dass sich aus den erschlossenen Un-
terlagen keine Hinweise auf eine hauptamtliche oder 
inoffizielle Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst im 
Sinne des Stasi-Unterlagen-Gesetzes in der Fassung 
vom 6. September 2021 (BGBl. I S. 4129) in der jeweils 
geltenden Fassung ergeben haben,

11.	ein Lichtbild, das höchstens ein Jahr alt sein soll,
12.	ein tabellarischer Lebenslauf.

(2) Soweit nach Absatz 1 vorzulegende Unterlagen und Be-
lege bereits Inhalt von Personalakten sind, die bei Kataster- 
und Vermessungsbehörden geführt werden, kann von der 
Bewerberin oder dem Bewerber darauf verwiesen werden.

(3) Zur Prüfung der fortwährenden persönlichen Eignung 
und Zuverlässigkeit nach § 5 ThürGÖbVI hat die Öffent-
lich bestellte Vermessungsingenieurin oder der Öffentlich 
bestellte Vermessungsingenieur nach Aufforderung der 
Aufsichtsbehörde entsprechende Nachweise über ihre 
oder seine persönliche Eignung und Zuverlässigkeit vor-
zulegen. Insbesondere zur Prüfung nach § 7 Abs. 3 Nr. 3 
in Verbindung mit § 5 Satz 2 Nr. 12 ThürGÖbVI ist nach 
Aufforderung der Aufsichtsbehörde ein amtsärztliches Ge-
sundheitszeugnis vorzulegen, welches nicht älter als sechs 
Monate sein darf. Aufwendungen zur Nachweiserbringung 
nach den Sätzen 1 und 2 sind durch die Öffentlich bestell-
te Vermessungsingenieurin oder den Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur zu tragen.

§ 3 
Bestellung

(1) Die Bewerberin oder der Bewerber hat vor der Eides-
leistung nach § 6 Abs. 1 ThürGÖbVI oder dem Gelöbnis 
nach § 6 Abs. 2 ThürGÖbVI folgende Nachweise und Er-
klärungen der Aufsichtsbehörde vorzulegen:
1.	 die vorläufige Deckungszusage einer Berufshaftpflicht-

versicherung mit den Mindestversicherungssummen 
nach § 5 Abs. 2 Satz 2,

2.	 ein Nachweis über die Entrichtung der für die Entschei-
dung über die Bestellung erhobenen Gebühr,

3.	 die von ihr oder ihm unterschriebenen Erklärungen in 
dem Verpflichtungsbogen nach Anlage 2,

4.	 die vollständigen Kontaktdaten der zukünftigen Ge-
schäftsstelle.

(2) Die Abnahme des Eides nach § 6 Abs. 1 ThürGÖbVI 
oder des Gelöbnisses nach § 6 Abs. 2 ThürGÖbVI und die 
Aushändigung der Bestellungsurkunde nach § 6 Abs. 3 
ThürGÖbVI sollen durch eine Beamtin oder einen Beam-
ten des höheren Dienstes der Aufsichtsbehörde erfolgen. 
Über die Leistung des Eides oder des Gelöbnisses und 
die Aushändigung der Bestellungsurkunde ist eine Nie-
derschrift anzufertigen.

(3) Nach der Bestellung führt die Aufsichtsbehörde die Per-
sonalakte der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieu-
rin oder des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs. 
Die für Landesbeamtinnen und Landesbeamte geltenden 
Vorschriften zur Führung von Personalakten sind sinnge-
mäß anzuwenden.

(4) Nach Erlöschen des Amtes der Öffentlich bestellten Ver-
messungsingenieurin oder des Öffentlich bestellten Ver-
messungsingenieurs nach § 7 Abs. 1 ThürGÖbVI ist die Be-
stellungsurkunde von der Aufsichtsbehörde einzuziehen. 
Wird die Herausgabe der Bestellungsurkunde verweigert 
oder ist die Einziehung nicht möglich, hat die Aufsichtsbe-
hörde gleichzeitig mit der Bekanntgabe des Erlöschens 
des Amtes die Bestellungsurkunde im Staatsanzeiger für 
ungültig zu erklären.

(5) Aufwendungen, die der Bewerberin oder dem Bewerber 
durch das Bestellungsverfahren entstehen, werden nicht 
erstattet. Gleiches gilt für Aufwendungen, die im Rahmen 
des Erlöschens des Amtes als Öffentlich bestellte Vermes-
sungsingenieurin oder Öffentlich bestellter Vermessungs-
ingenieur entstehen.

§ 4 
Geschäftsabwicklung

(1) Die Amtsverwalterin oder der Amtsverwalter ist ver-
pflichtet, die betroffenen antragstellenden Personen un-
verzüglich von einer Übertragung der Geschäftsabwick-
lung nach § 8 ThürGÖbVI zu unterrichten.

(2) Die Amtsverwalterin oder der Amtsverwalter schließt die 
nicht erledigten Anträge auf hoheitliche Leistungen ab und 
übergibt die Ergebnisse von Liegenschaftsvermessungen 
der oberen Kataster- und Vermessungsbehörde oder bei 
sonstigen hoheitlichen Leistungen der antragstellenden 
Person. Zu Beginn der Geschäftsabwicklung hat die Amts-
verwalterin oder der Amtsverwalter der Aufsichtsbehörde 
ein Verzeichnis über die noch zu erledigenden Anträge mit 
Angabe des mit der Erledigung verbundenen voraussicht-
lichen Zeitaufwands vorzulegen. Die Beendigung der Ge-
schäftsabwicklung ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß auch für den 
Fall, dass die obere Kataster- und Vermessungsbehör-
de die Geschäftsabwicklung nach § 8 Abs. 1 Satz 4 Thür-
GÖbVI vornimmt.

(4) Bei der Auflösung der Geschäftsstelle einer Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieurin oder eines Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieurs entscheidet die Auf-
sichtsbehörde über den Verbleib der Unterlagen.
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§ 5 
Berufshaftpflichtversicherung

(1) Die Haftpflichtversicherung nach § 3 Abs. 7 ThürGÖbVI 
ist zur Deckung der durch die Amtstätigkeit der Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieurin oder des Öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieurs und einer Vertreterin oder 
eines Vertreters verursachten Schäden abzuschließen und 
aufrechtzuerhalten.

(2) Die Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder 
der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat die Höhe 
der Versicherungssumme nach dem Geschäftsumfang zu 
bemessen. Die Mindestversicherungssumme muss für je-
den Versicherungsfall drei Millionen Euro für Personen-
schäden sowie 500 000 Euro für Sach- und Vermögens-
schäden betragen.

(3) Die Jahreshöchstleistung des Versicherers für alle in ei-
nem Versicherungsjahr verursachten Schäden muss sich 
mindestens auf den zweifachen Betrag der Mindestversi-
cherungssumme belaufen.

(4) Innerhalb einer Verbindung zur gemeinsamen Berufs-
ausübung nach § 14 ThürGÖbVI gelten die Mindestver-
sicherungssummen nach Absatz 2 Satz 2 für jede an der 
Verbindung zur gemeinsamen Berufsausübung beteiligte 
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin und jeden an 
der Verbindung zur gemeinsamen Berufsausübung betei-
ligten Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur. Der Ab-
schluss eines gemeinsamen Versicherungsvertrags durch 
die an der Verbindung zur gemeinsamen Berufsausübung 
nach § 14 ThürGÖbVI Beteiligten ist zulässig.

§ 6 
Geschäftsstelle, Geschäftsführung

(1) Die von der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieu-
rin oder dem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur 
einzurichtende Geschäftsstelle muss aus mindestens zwei 
Geschäftsräumen bestehen. Diese haben die notwendigen 
Einrichtungen für die Abwicklung des Publikumsverkehrs 
und die davon getrennt zu erledigende sonstige Amts- 
und Berufsausübung zu enthalten. Die Geschäftsstelle 
soll während der üblichen Geschäftszeiten geöffnet sein.

(2) Zur ordnungsgemäßen Ausstattung einer Geschäfts-
stelle gehören insbesondere die erforderliche technische 
Ausstattung sowie das Vorhalten der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften und Fachliteratur, die für die berufliche 
Tätigkeit der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieu-
rin oder des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs 
und für die Ausbildung von Nachwuchskräften erforderlich 
sind. Darüber hinaus sind das Gesetz- und Verordnungs-
blatt für den Freistaat Thüringen und der Staatsanzeiger 
für Thüringen vorzuhalten.

(3) Die Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder 
der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat ein Ge-
schäftsbuch zu führen, das alle von ihr oder ihm angenom-
menen Arbeiten in zeitlicher Reihenfolge nachweist. Das 
Geschäftsbuch kann in analoger oder digitaler Form geführt 
werden und muss folgende Mindestangaben enthalten:

1.	 Geschäftsbuchnummer,
2.	 Antragsnummer der oberen Kataster- und Vermes-

sungsbehörde,
3.	 Name und Anschrift der antragstellenden Person,
4.	 Name und Anschrift der Verwaltungskostenschuldne-

rin oder des Verwaltungskostenschuldners,
5.	 Art und genaue Bezeichnung des Antrags,
6.	 Datum der Annahme des Antrags,
7.	 Zeitpunkt der Vorbereitung der Vermessungsunter-

lagen,
8.	 Eingang von Genehmigungen, Vollmachten und sons-

tigen für die Bearbeitung notwendigen Dokumenten,
9.	 Beginn sowie Abschluss der Bearbeitung im Außen- 

und Innendienst,
10.	Datum der Abgabe der Vermessungsschriften und 

sonstigen Erkenntnisse an die obere Kataster- und 
Vermessungsbehörde,

11.	Datum der Übernahme der Vermessungsschriften in 
das Liegenschaftskataster.

(4) In einer Verbindung zur gemeinsamen Berufsausübung 
nach § 14 ThürGÖbVI kann ein gemeinsames Geschäfts-
buch geführt werden. Dabei muss jedoch eindeutig ersicht-
lich sein, welche Öffentlich bestellte Vermessungsingenieu-
rin oder welcher Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur 
gegenüber der antragstellenden Person und der oberen 
Kataster- und Vermessungsbehörde einschließlich der Auf-
sichtsbehörde für die ordnungsgemäße Durchführung der 
Arbeiten verantwortlich ist.

(5) Für jeden Antrag ist ein Nachweis über die Verwaltungs-
kostenentscheidung und den Zahlungseingang zu führen.

(6) Die Geschäftsunterlagen nach Absatz 3 und die Nach-
weise nach Absatz 5 sind mindestens bis zum Ablauf des 
fünften auf die Beendigung der Leistung folgenden Kalen-
derjahres aufzubewahren.

(7) Die Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder 
der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat über ihre 
oder seine Mitarbeitenden jeweils eine gesonderte Perso-
nalakte zu führen. Die Personalakten sind in verschließba-
ren Aktenschränken aufzubewahren. Die jeweilige Perso-
nalakte soll insbesondere enthalten:
1.	 einen in Anlehnung an den Personalbogen für Ange-

hörige des öffentlichen Dienstes in Thüringen geführ-
ten Personalbogen,

2.	 einen tabellarischen Lebenslauf,
3.	 Nachweise über die Schul- und Berufsausbildung,
4.	 Nachweise über förmliche Verpflichtungen, zum Bei-

spiel zur Verschwiegenheit,
5.	 den Arbeits- oder Berufsausbildungsvertrag,
6.	 Erklärungen zu Strafen und zu laufenden Verfahren.

(8) Die Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder 
der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat Ver-
zeichnisse zu führen, aus denen der Bestand an Geräten 
und Akten hervorgeht.

(9) Die Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder 
der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat jährlich 
zum 1. Februar der Aufsichtsbehörde jeweils für das vor-
angegangene Kalenderjahr vorzulegen:
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1.	 eine Übersicht über die Anzahl der bei ihr oder ihm ge-
stellten Anträge über Leistungen nach § 2 ThürGÖbVI,

2.	 eine Übersicht über die Anzahl der erledigten Anträge,
3.	 eine Übersicht über die Anzahl der nicht erledigten 

Anträge,
4.	 gegebenenfalls eine Zusammenstellung mit Begrün-

dung über solche Anträge, bei denen die Regelbear-
beitungsfristen nach § 10 Abs. 1 nicht eingehalten sind,

5.	 eine Liste der absolvierten Fort- und Weiterbildungen.

(10) Die Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder 
der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist verpflich-
tet, der Aufsichtsbehörde Änderungen in den Kontaktda-
ten ihrer oder seiner Geschäftsstelle und ihrer oder seiner 
Wohnung unverzüglich anzuzeigen.

§ 7 
Dienstsiegel, Amtsverwaltersiegel, 

Beurkundungsbefugnis

(1) Die Umschrift des Dienstsiegels einer Öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieurin oder eines Öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieurs in Form des kleinen Lan-
dessiegels nach dem Muster der Anlage 5 der Verordnung 
zur Ausführung des Gesetzes über die Hoheitszeichen 
des Landes Thüringen (AVHz) vom 11. April 1991 (GVBl. 
S. 70) in der jeweils geltenden Fassung besteht aus zwei 
Schriftenreihen. Die äußere Schriftenreihe enthält jeweils 
in Großbuchstaben im oberen Halbbogen der Umschrift 
das Wort „Thüringen“ und im unteren Halbbogen entweder 
die Amtsbezeichnung „Öffentlich bestellte Vermessungs-
ingenieurin“ oder die Amtsbezeichnung „Öffentlich bestell-
ter Vermessungsingenieur“. In der zweiten Schriftenreihe 
sind im unteren Halbbogen Vor- und Familienname aufzu-
führen. Dem Namen dürfen akademische Grade und Titel 
vorangesetzt werden.

(2) Die Umschrift des Amtsverwaltersiegels in Form des 
kleinen Landessiegels nach dem Muster der Anlage 5 der 
Verordnung zur Ausführung des Gesetzes über die Ho-
heitszeichen des Landes Thüringen besteht aus einer 
Schriftenreihe und enthält jeweils in Großbuchstaben im 
oberen Halbbogen das Wort „Thüringen“ und im unteren 
Halbbogen entweder die Angabe „ÖbVI-Amtsverwalterin“ 
oder die Angabe „ÖbVI-Amtsverwalter“. Mehrere Amtsver-
waltersiegel sind entsprechend § 5 Abs. 5 AVHz fortlau-
fend zu nummerieren.

(3) Jede Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder 
jeder Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur darf nur 
ein Dienstsiegel führen. Das Dienstsiegel ist auf eigene 
Rechnung zu beschaffen. Ein Abdruck des Dienstsiegels 
ist der Aufsichtsbehörde zur Prüfung und Verwahrung in 
der Personalakte nach § 3 Abs. 3 vorzulegen. Das Amts-
verwaltersiegel wird von der Aufsichtsbehörde beschafft 
und der Amtsverwalterin oder dem Amtsverwalter unent-
geltlich bereitgestellt. Die Aufsichtsbehörde führt einen 
Nachweis über die ausgegebenen Amtsverwaltersiegel.

(4) Das Dienstsiegel oder Amtsverwaltersiegel darf nur bei 
öffentlichen Beurkundungen in Erfüllung von Hoheitsauf-
gaben oder bei öffentlichen Beglaubigungen verwendet 
werden. Der Abdruck ist nur in haltbarer schwarzer oder 

dunkelblauer Stempelfarbe zulässig. Für die Form und Än-
derung von öffentlichen Beurkundungen und öffentlichen 
Beglaubigungen gilt das Beurkundungsgesetz (BeurkG) 
vom 28. August 1969 (BGBl. I S. 1513) in der jeweils gel-
tenden Fassung. Für eine elektronisch errichtete Beglau-
bigung nach § 39a BeurkG ist eine Bestätigung der Be-
leihungseigenschaft im Sinne des §  39a Abs.  2 Satz  1 
BeurkG nicht erforderlich.

(5) Für die Siegelung von Schriftstücken, die mit Hilfe 
drucktechnischer oder elektronischer Einrichtungen er-
stellt werden, kann ein Abdruck des Siegels programmge-
steuert in den Inhalt des Schriftstücks eingearbeitet sein 
oder maschinell auf das Schriftstück aufgebracht werden.

(6) Siegel sind, um missbräuchliche Benutzung zu verhin-
dern, sicher aufzubewahren. Über verlorengegangene Sie-
gel ist die Aufsichtsbehörde unter Darlegung der Umstän-
de unverzüglich zu informieren. Die Aufsichtsbehörde trifft 
bei Verlust eines Siegels die erforderlichen Maßnahmen.

(7) Bei Erlöschen des Amtes der Öffentlich bestellten Ver-
messungsingenieurin oder des Öffentlich bestellten Ver-
messungsingenieurs nach § 7 Abs. 1 ThürGÖbVI ist der 
Aufsichtsbehörde das Dienstsiegel unverzüglich zuzulei-
ten. Die Aufsichtsbehörde hat das Dienstsiegel zu vernich-
ten; § 3 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. Die Sätze 1 und 2 
Halbsatz 2 gelten entsprechend für das Amtsverwaltersie-
gel bei Beendigung der Übertragung der Geschäftsabwick-
lung nach § 8 Abs. 1 Satz 2 ThürGÖbVI.

§ 8 
Ablehnung von Anträgen

(1) Sofern triftige Ablehnungsgründe nach § 10 Abs.  1 
Satz 3 ThürGÖbVI für Anträge vorliegen, sind diese von 
der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurin oder dem 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur der antragstel-
lenden Person schriftlich bekanntzugeben.

(2) Für die Ablehnung von Anträgen, die sich auf die Durch-
führung von Liegenschaftsvermessungen außerhalb des 
eigenen Amtsbezirks beziehen und die nicht ohne Beein-
trächtigung der Aufgaben im eigenen Amtsbezirk innerhalb 
der Regelbearbeitungsfristen nach § 10 Abs. 1 abgearbei-
tet werden können, reicht ein Hinweis auf die Arbeitsaus-
lastung an die antragstellende Person aus.

§ 9 
Ausführung von Amtshandlungen

(1) Die Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder 
der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat die 
Grenzniederschriften aufzunehmen und die erforderlichen 
Richtigkeitsbescheinigungen auf Vermessungsschriften 
abzugeben. Die hierzu erforderlichen Vermessungen hat 
sie oder er mindestens in dem Umfang persönlich zu lei-
ten und zu überwachen, wie es für die Beurkundung von 
Tatbeständen sowie zur Prüfung der Arbeiten der mitwir-
kenden Fachkräfte erforderlich ist.

(2) Die Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder 
der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat die An-
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träge in der Regel zeitnah und in der Reihenfolge ihres Ein-
gangs zu bearbeiten. Im Interesse der Rechtssicherheit und 
einer ordnungsgemäßen Führung des Liegenschaftskatas-
ters sind die von ihr oder ihm erstellten Vermessungsschrif-
ten und sonstige Erkenntnisse innerhalb der in § 10 Abs. 1 
genannten Regelbearbeitungsfristen bei der oberen Kata-
ster- und Vermessungsbehörde einzureichen.

(3) Bei Erlöschen des Amtes einer Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurin oder eines Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs nach § 7 Abs. 1 ThürGÖbVI be-
halten die Ergebnisse ihrer oder seiner Amtstätigkeit ihre 
Gültigkeit, es sei denn, die Ergebnisse sind aus anderen 
Gründen ungültig.

§ 10 
Regelbearbeitungsfristen

(1) Als Regelbearbeitungsfristen werden vom Zeitpunkt der 
Vorbereitung der Vermessungsunterlagen bis zur Einrei-
chung der Vermessungsschriften und sonstiger Erkennt-
nisse bei der oberen Kataster- und Vermessungsbehörde 
folgende Zeiträume bestimmt:
1.	 sechs Monate bei Zerlegungen, Grenzwiederherstel-

lungen, Gebäudeeinmessungen sowie sonstigen Lie-
genschaftsvermessungen,

2.	 15  Monate bei Vermessungen lang gestreckter An-
lagen.

(2) Die in Absatz  1 genannten Regelbearbeitungsfris-
ten können im Einzelfall überschritten werden, wenn es 
sich um sehr umfangreiche Vermessungen handelt oder 
die Verzögerung in der Bearbeitung nicht von der Öffent-
lich bestellten Vermessungsingenieurin oder dem Öffent-
lich bestellten Vermessungsingenieur zu verantworten ist.

§ 11 
Mitwirkung von Fachkräften, Vermessungsbefugnis

(1) Bedient sich eine Öffentlich bestellte Vermessungsin-
genieurin oder ein Öffentlich bestellter Vermessungsinge-
nieur der Mitwirkung von Fachkräften, hat sie oder er sich 
von deren fachlichen Können, Zuverlässigkeit und Sorg-
falt zu überzeugen und ihre Mitwirkung in einer Weise zu 
überwachen, die ihrer oder seiner Verantwortung für die 
Richtigkeit der Arbeiten entspricht.

(2) Zur Mitwirkung an Aufgaben nach § 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 und 2 ThürGÖbVI sowie § 6 Satz 2 des Thüringer 
Vermessungs- und Geoinformationsgesetzes vom 16. De-
zember 2008 (GVBl. S. 574) in der jeweils geltenden Fas-
sung dürfen nur Fachkräfte herangezogen werden, denen 
eine Vermessungsbefugnis erteilt wurde. Die Fachkräfte 
nach Satz 1 müssen in einem ständigen Arbeitsverhältnis 
mit der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurin oder 
dem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur stehen; 
sie dürfen neben diesem Arbeitsverhältnis weder selbst-
ständig noch als von einem Dritten beschäftigte Person 
Tätigkeiten im Bereich des Vermessungswesens ausüben. 
Satz 2 Halbsatz 1 gilt nicht für Einsätze von Fachkräften 
nach § 12 Abs. 2 ThürGÖbVI.

(3) Die Erteilung einer Vermessungsbefugnis obliegt der 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurin oder dem 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur. Die an eine 
Fachkraft erteilte Vermessungsbefugnis wird erst wirksam, 
nachdem der Aufsichtsbehörde der Name, Vorname so-
wie die abgeschlossene vermessungstechnische Ausbil-
dung dieser Fachkraft mitgeteilt wurden.

(4) Die Vermessungsbefugnis darf in einem dem Ge-
schäftsanfall angepassten Umfang, in der Regel jedoch 
nicht mehr als zehn Fachkräften, erteilt werden.

(5) Von der Aufsichtsbehörde ist eine Liste der erteilten 
Vermessungsbefugnisse zu führen, die den Kataster- und 
Vermessungsbehörden zugänglich gemacht wird.

(6) Über die Verpflichtung zur Verschwiegenheit nach § 3 
Abs. 4 ThürGÖbVI ist eine Niederschrift anzufertigen, die 
von der oder dem Verpflichteten und der Öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieurin oder dem Öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieur zu unterzeichnen ist. Die 
Niederschrift ist zu den Personalakten der oder des Ver-
pflichteten zu nehmen. Die Verpflichtung kann in den Ar-
beits-, Berufsausbildungs- oder Praktikantenvertrag auf-
genommen werden.

(7) Die Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder 
der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat alle 
Änderungen in ihrem oder seinem Personalbestand der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich mitzuteilen. Mitteilungen 
aufgrund anderer Vorschriften bleiben hiervon unberührt.

§ 12 
Vertretung

(1) Ist oder war eine als Vertreterin oder Vertreter nach 
§ 13 ThürGÖbVI zu bestellende Person nicht eine Öffent-
lich bestellte Vermessungsingenieurin oder ein Öffentlich 
bestellter Vermessungsingenieur oder in der Vergangen-
heit nicht als Vertretung bestellt, hat sie vor der Eidesleis-
tung nach § 6 Abs. 1 ThürGÖbVI oder dem Gelöbnis nach 
§ 6 Abs. 2 ThürGÖbVI die ergänzten und unterschriebe-
nen Erklärungen nach den Anlagen 3 und 4 abzugeben. 
Für die Dauer der Vertretung gelten die für die Amtsfüh-
rung der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurin oder 
des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs maßgeb-
lichen Regelungen entsprechend.

(2) Ist eine als Vertreterin oder Vertreter nach § 13 Thür-
GÖbVI zu bestellende Person in Thüringen schon einmal 
für die Vertretung einer Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieurin oder eines Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieurs oder für die Bestellung zur Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurin oder zum Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur vereidigt worden oder hat ein Ge-
löbnis geleistet, genügt es, wenn sie auf den früher geleis-
teten Eid oder das früher geleistete Gelöbnis und die ab-
gegebenen Erklärungen nach den Anlagen 3 und 4 oder 
Anlagen 1 und 2 schriftlich hingewiesen wird.

(3) Die Vertreterin oder der Vertreter führt das Dienstsiegel 
der oder des Vertretenen. § 7 Abs. 4 bis 6 gilt entsprechend.
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(4) Während der Zeit der Vertretung soll die vertretene Öf-
fentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder der vertre-
tene Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ihr oder 
sein Amt nicht ausüben.

(5) Die Vertreterin oder der Vertreter versieht das Amt 
auf Kosten der vertretenen Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieurin oder des vertretenen Öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieurs. Die Öffentlich bestellte 
Vermessungsingenieurin oder der Öffentlich bestellte Ver-
messungsingenieur hat der Vertreterin oder dem Vertre-
ter eine angemessene Vergütung zu zahlen. Bei einer von 
Amts wegen bestellten Vertreterin oder einem von Amts 
wegen bestellten Vertreter beträgt die Vergütung mindes-
tens ein Zehntel der während der Vertretung fällig gewor-
denen Kostenforderungen.

§ 13 
Prüfung der Amtsausübung

(1) Die Amtsausübung wird in regelmäßigen Zeitabstän-
den oder anlassbezogen durch die Aufsichtsbehörde ge-
prüft. In die Prüfung der Amtsausübung sollen die Tätig-
keiten nach § 2 ThürGÖbVI einbezogen werden. 

(2) Die regelmäßig durchzuführende Prüfung soll sich min-
destens erstrecken auf
1.	 die Einrichtung der Geschäftsstelle,
2.	 die Beachtung der Bestimmungen zum Auftreten in 

der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 Satz 3 ThürGÖbVI,
3.	 die technischen Arbeitsmittel und Geräte,
4.	 die Führung und Aufbewahrung des Geschäftsbuchs 

und der Akten,
5.	 die sach- und fristgerechte Durchführung von Liegen-

schaftsvermessungen,
6.	 die ordnungsgemäße Abgabe der Vermessungsschrif-

ten und sonstigen Erkenntnisse,
7.	 die Berechnung, Erhebung und Vereinnahmung der 

Verwaltungskosten,
8.	 die Ausbildung von Nachwuchskräften, 
9.	 den Einsatz, die Beaufsichtigung und die Belehrung 

der Mitarbeitenden,
10.	die Beachtung sicherheitsrelevanter Vorschriften bei 

Vermessungsarbeiten,
11.	die Einhaltung der rechtlichen und wirtschaftlichen 

Selbstständigkeit und
12.	die Einhaltung der eigenverantwortlichen Amtsaus-

übung der einzelnen Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieurin oder des einzelnen Öffentlich bestell-
ten Vermessungsingenieurs innerhalb einer Verbindung 
zur gemeinsamen Berufsausübung nach § 14 Thür-
GÖbVI.

(3) Über das Prüfungsergebnis ist eine Niederschrift anzu-
fertigen; diese ist der Öffentlich bestellten Vermessungsin-
genieurin oder dem Öffentlich bestellten Vermessungsinge-
nieur zur Kenntnis zu geben. Soweit der Prüfungsbericht 
Beanstandungen enthält, trifft die Aufsichtsbehörde die er-
forderlichen Anordnungen.

§ 14 
Übergangsbestimmung

Die nach bisherigem Recht erteilten Vermessungsbefugnis-
se für die bei einer Öffentlich bestellten Vermessungsinge-
nieurin oder einem Öffentlich bestellten Vermessungsinge-
nieur beschäftigten Fachkräfte gelten unverändert weiter.

§ 15 
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung 
gelten jeweils auch für Personen, die mit der Angabe „di-
vers“ oder ohne eine Angabe des Geschlechts in das Ge-
burtenregister eingetragen sind.

§ 16 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Erfurt, den 10. Dezember 2024

Die Ministerin für Infrastruktur
und Landwirtschaft

S. Karawanskij
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Anlage 1 
(zu § 2 Abs. 1 Nr. 8) 

 
 

Erklärungsbogen 
 

zur Bewerbung um Bestellung 
zur Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurin oder 

zum Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur 
 
 
Frau / Herr       

  (Titel)  (Vorname)  (Name) 
 
erklärt: 
 
1. Ich befinde mich in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen und bin in der Lage 

a) eine Berufshaftpflichtversicherung in der erforderlichen Art und Höhe abzuschließen 
sowie 

b) eine Geschäftsstelle einzurichten und so auszustatten, wie es zur ordnungsgemäßen 
Amtsausübung notwendig ist. 

 
2. Ich besitze die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter und bin nicht in einem ordentli-

chen Strafverfahren zu einer Strafe verurteilt worden, die bei einer Beamtin oder einem 
Beamten nach § 24 des Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) in 
der jeweils geltenden Fassung zur Beendigung des Beamtenverhältnisses führt. 

 
3. Ich bin nicht als Beamtin oder Beamter im Wege des Disziplinarverfahrens aus dem Dienst 

entfernt worden oder als Angestellte oder Angestellter durch Kündigung aus wichtigem 
Grund, der bei Beamtinnen oder Beamten zur Entfernung aus dem Dienst führen würde, 
aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden. 

 
4. Ich bin nicht / Ich bin wegen einer Straftat verurteilt worden und gegen mich ist kein / 

gegen mich ist ein gerichtliches Strafverfahren oder Ermittlungsverfahren bei einer Staats-
anwaltschaft anhängig. (Nichtzutreffendes ist zu streichen; Verurteilungen und anhängige 
Verfahren sind in Nummer 10 näher zu erläutern.) 

 
5. Ich habe kein Grundrecht verwirkt. 
 
6. Ich bin nicht in Vermögensverfall geraten oder infolge gerichtlicher Anordnung in der Ver-

fügung über mein Vermögen beschränkt. 
 
7. Ich bin in einem anderen Land weder als Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin 

oder Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur zugelassen oder bestellt noch habe ich 
eine solche Zulassung oder Bestellung beantragt. 

 
8. Ich habe kein besoldetes Amt inne. 
 
9. Erklärung der Bewerberin oder des Bewerbers, die oder der vor dem 13. Januar 1972 

geboren wurde: 
Ich war keine hauptamtliche oder inoffizielle Mitarbeiterin oder kein hauptamtlicher oder 
inoffizieller Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit oder des Amtes für nationale 
Sicherheit, hauptamtliche Mitarbeiterin oder hauptamtlicher Mitarbeiter der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands (SED) oder der Politabteilungen der bewaffneten Organe, 
hauptamtliche Parteisekretärin oder hauptamtlicher Parteisekretär der Dienststellen der 
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bewaffneten Organe, Stellvertreterin oder Stellvertreter für politische Arbeit der Dienststel-
len der bewaffneten Organe oder Mitglied des Nationalen Verteidigungsrates der ehema-
ligen Deutschen Demokratischen Republik, der Bezirkseinsatzleitungen der SED oder der 
Kreiseinsatzleitungen der SED. 

 
10. Erläuterungen und Ergänzungen zu vorstehenden Erklärungen; gegebenenfalls weitere 

Seite benutzen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich versichere, die vorstehenden Erklärungen vollständig und wahrheitsgemäß ge-
macht zu haben. 
 
 
   

(Ort, Datum)  (Unterschrift) 
 
  

Anlage 2 
(zu § 3 Abs. 1 Nr. 3) 

 
 

Verpflichtungsbogen 
 

zur Bestellung 
zur Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurin oder 

zum Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur 
 
 
Frau / Herr       

  (Titel)  (Vorname)  (Name) 
 
 
erklärt: 
 
1. Ich verpflichte mich, die in Thüringen geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften, ins-

besondere die Regelungen für die Berufsausübung als Öffentlich bestellte Vermessungs-
ingenieurin oder Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur zu beachten, die allgemein 
anerkannten Regeln der Technik anzuwenden sowie Weisungen der Aufsichtsbehörde zu 
befolgen. 

 
2. Ich trete jederzeit für die freiheitlich demokratische Grundordnung ein. 
 
3. Ich werde nach meiner Bestellung keine Tätigkeiten ausüben, die mit der Wahrnehmung 

der in § 2 Abs. 1 des Thüringer Gesetzes über die Öffentlich bestellten Vermessungsin-
genieurinnen und Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure (ThürGÖbVI) vom 21. Mai 
2024 (GVBl. S. 98) in der jeweils geltenden Fassung bestimmten Aufgaben und Befug-
nisse unvereinbar sind. 

 
4. Mängel, die sich aus meiner Tätigkeit vor oder nach der Übernahme meiner Vermessun-

gen und Vermessungsschriften in das Liegenschaftskataster ergeben und nicht von den 
Thüringer Kataster- und Vermessungsbehörden zu vertreten sind, werde ich auf meine 
Kosten unverzüglich, spätestens innerhalb von sechs Wochen nach der Bekanntgabe, 
beheben. Gleiches gilt für Mängel in der Amtsausübung, die zu Beanstandungen der Auf-
sichtsbehörde geführt haben. 

 
5. Ich erkenne die staatliche Aufsicht und Kontrolle durch die Aufsichtsbehörde als wesent-

liches Merkmal des Berufsstandes an. 
 
6. Ich werde keine unerlaubte Werbung entgegen § 3 Abs. 2 Satz 3 ThürGÖbVI für die Be-

rufsausübung als Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder Öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur betreiben. 

 
7. Mir ist bekannt, dass eine Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder ein Öffentlich 

bestellter Vermessungsingenieur aus den in § 7 Abs. 3 ThürGÖbVI genannten Gründen 
aus dem Amt zu entlassen ist und die Bestellung auch aus anderen in § 7 Abs. 1 Thür-
GÖbVI genannten Gründen erlöschen kann. 

 
 
 
 

   
(Ort, Datum)  (Unterschrift) 
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Anlage 2 
(zu § 3 Abs. 1 Nr. 3) 

 
 

Verpflichtungsbogen 
 

zur Bestellung 
zur Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurin oder 

zum Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur 
 
 
Frau / Herr       

  (Titel)  (Vorname)  (Name) 
 
 
erklärt: 
 
1. Ich verpflichte mich, die in Thüringen geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften, ins-

besondere die Regelungen für die Berufsausübung als Öffentlich bestellte Vermessungs-
ingenieurin oder Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur zu beachten, die allgemein 
anerkannten Regeln der Technik anzuwenden sowie Weisungen der Aufsichtsbehörde zu 
befolgen. 

 
2. Ich trete jederzeit für die freiheitlich demokratische Grundordnung ein. 
 
3. Ich werde nach meiner Bestellung keine Tätigkeiten ausüben, die mit der Wahrnehmung 

der in § 2 Abs. 1 des Thüringer Gesetzes über die Öffentlich bestellten Vermessungsin-
genieurinnen und Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure (ThürGÖbVI) vom 21. Mai 
2024 (GVBl. S. 98) in der jeweils geltenden Fassung bestimmten Aufgaben und Befug-
nisse unvereinbar sind. 

 
4. Mängel, die sich aus meiner Tätigkeit vor oder nach der Übernahme meiner Vermessun-

gen und Vermessungsschriften in das Liegenschaftskataster ergeben und nicht von den 
Thüringer Kataster- und Vermessungsbehörden zu vertreten sind, werde ich auf meine 
Kosten unverzüglich, spätestens innerhalb von sechs Wochen nach der Bekanntgabe, 
beheben. Gleiches gilt für Mängel in der Amtsausübung, die zu Beanstandungen der Auf-
sichtsbehörde geführt haben. 

 
5. Ich erkenne die staatliche Aufsicht und Kontrolle durch die Aufsichtsbehörde als wesent-

liches Merkmal des Berufsstandes an. 
 
6. Ich werde keine unerlaubte Werbung entgegen § 3 Abs. 2 Satz 3 ThürGÖbVI für die Be-

rufsausübung als Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder Öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur betreiben. 

 
7. Mir ist bekannt, dass eine Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder ein Öffentlich 

bestellter Vermessungsingenieur aus den in § 7 Abs. 3 ThürGÖbVI genannten Gründen 
aus dem Amt zu entlassen ist und die Bestellung auch aus anderen in § 7 Abs. 1 Thür-
GÖbVI genannten Gründen erlöschen kann. 

 
 
 
 

   
(Ort, Datum)  (Unterschrift) 
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Anlage 3 
(zu § 12 Abs. 1 Satz 1) 

 
 

Erklärungsbogen 
 

zur Bestellung als Vertreterin oder Vertreter 
der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurin oder 

des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs 
 

     
(Titel)  (Vorname)  (Name) 

 
 
Frau / Herr       

  (Titel)  (Vorname)  (Name) 
 
erklärt: 
 
1. Ich befinde mich in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen und bin über eine Berufs-

haftpflichtversicherung in der erforderlichen Art und Höhe abgesichert. 
 
2. Ich besitze die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter und bin nicht in einem ordentli-

chen Strafverfahren zu einer Strafe verurteilt worden, die bei einer Beamtin oder einem 
Beamten nach § 24 des Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) in 
der jeweils geltenden Fassung zur Beendigung des Beamtenverhältnisses führt. 

 
3. Ich bin nicht als Beamtin oder Beamter im Wege des Disziplinarverfahrens aus dem Dienst 

entfernt worden oder als Angestellte oder Angestellter durch Kündigung aus wichtigem 
Grund, der bei Beamtinnen oder Beamten zur Entfernung aus dem Dienst führen würde, 
aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden. 

 
4. Ich bin nicht / Ich bin wegen einer Straftat verurteilt worden und gegen mich ist kein / 

gegen mich ist ein gerichtliches Strafverfahren oder Ermittlungsverfahren bei einer Staats-
anwaltschaft anhängig. (Nichtzutreffendes ist zu streichen; Verurteilungen und anhängige 
Verfahren sind in Nummer 10 näher zu erläutern.) 

 
5. Ich habe kein Grundrecht verwirkt. 
 
6. Ich bin nicht in Vermögensverfall geraten oder infolge gerichtlicher Anordnung in der Ver-

fügung über mein Vermögen beschränkt. 
 
7. Ich bin in einem anderen Land weder als Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin 

oder Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur zugelassen oder bestellt noch habe ich 
eine solche Zulassung oder Bestellung beantragt. 

 
8. Ich habe kein besoldetes Amt inne. 
 
9. Erklärung der Vertreterin oder des Vertreters, die oder der vor dem 13. Januar 1972 ge-

boren wurde: 
Ich war keine hauptamtliche oder inoffizielle Mitarbeiterin oder kein hauptamtlicher oder 
inoffizieller Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit oder des Amtes für nationale 
Sicherheit, hauptamtliche Mitarbeiterin oder hauptamtlicher Mitarbeiter der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands (SED) oder der Politabteilungen der bewaffneten Organe, 
hauptamtliche Parteisekretärin oder hauptamtlicher Parteisekretär der Dienststellen der 
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bewaffneten Organe, Stellvertreterin oder Stellvertreter für politische Arbeit der Dienststel-
len der bewaffneten Organe oder Mitglied des Nationalen Verteidigungsrates der ehema-
ligen Deutschen Demokratischen Republik, der Bezirkseinsatzleitungen der SED oder der 
Kreiseinsatzleitungen der SED. 

 
10. Erläuterungen und Ergänzungen zu vorstehenden Erklärungen; gegebenenfalls weitere 

Seite benutzen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich versichere, die vorstehenden Erklärungen vollständig und wahrheitsgemäß ge-
macht zu haben. 
 
 
   

(Ort, Datum)  (Unterschrift) 
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Anlage 4 
(zu § 12 Abs. 1 Satz 1) 

 
Verpflichtungsbogen 

 
zur Bestellung als Vertreterin oder Vertreter 

der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurin oder 
des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs 

 
     

(Titel)  (Vorname)  (Name) 
 
 
Frau / Herr       

  (Titel)  (Vorname)  (Name) 
 
 
erklärt: 
 
1. Ich verpflichte mich, die in Thüringen geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften, ins-

besondere die Regelungen für die Berufsausübung als Öffentlich bestellte Vermessungs-
ingenieurin oder Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur zu beachten, die allgemein 
anerkannten Regeln der Technik anzuwenden sowie Weisungen der Aufsichtsbehörde zu 
befolgen. 

 
2. Ich trete jederzeit für die freiheitlich demokratische Grundordnung ein. 
 
3. Ich werde nach meiner Bestellung keine Tätigkeiten ausüben, die mit der Wahrnehmung 

der in § 2 Abs. 1 des Thüringer Gesetzes über die Öffentlich bestellten Vermessungsin-
genieurinnen und Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure (ThürGÖbVI) vom 21. Mai 
2024 (GVBl. S. 98) in der jeweils geltenden Fassung bestimmten Aufgaben und Befug-
nisse unvereinbar sind. 

 
4. Mängel, die sich aus meiner Tätigkeit vor oder nach der Übernahme meiner Vermessun-

gen und Vermessungsschriften in das Liegenschaftskataster ergeben und nicht von den 
Thüringer Kataster- und Vermessungsbehörden zu vertreten sind, werde ich auf meine 
Kosten unverzüglich, spätestens innerhalb von sechs Wochen nach der Bekanntgabe, 
beheben. Gleiches gilt für Mängel in der Amtsausübung, die zu Beanstandungen der Auf-
sichtsbehörde geführt haben. 

 
5. Ich erkenne als Vertreterin oder Vertreter die staatliche Aufsicht und Kontrolle durch die 

Aufsichtsbehörde als wesentliches Merkmal des Berufsstandes an. 
 
6. Ich werde als Vertreterin oder Vertreter keine unerlaubte Werbung entgegen § 3 Abs. 2 

Satz 3 ThürGÖbVI für die Berufsausübung als Öffentlich bestellte Vermessungsingenieu-
rin oder Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur betreiben. 

 
7. Mir ist bekannt, dass die Bestellung als Vertreterin oder Vertreter nach § 13 Abs. 4 Satz 4 

ThürGÖbVI widerrufen werden kann. 
 
 
 

   
(Ort, Datum)  (Unterschrift) 
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Thüringer Verordnung  
über die Verleihung des fachlich begrenzten Promotionsrechts an Promotionszentren  

der Fachhochschulen 
(Thüringer Promotionsrechtsverleihungsverordnung -ThürPromVVO-) 

Vom 10. Dezember 2024

Aufgrund des § 61 Abs. 1 Satz 5 des Thüringer Hochschul-
gesetzes (ThürHG) vom 10. Mai 2019 (GVBl. S. 149), zu-
letzt geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 
2024 (GVBl. S. 277), verordnet das Ministerium für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft, nachdem 
mit dem Landtagsausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft 
und Digitale Gesellschaft das Einvernehmen mit dem Ent-
wurf dieser Verordnung hergestellt wurde: 

§ 1 
Verleihung des fachlich begrenzten Promotionsrechts 

(1) Den Fachhochschulen kann auf Antrag das fachlich be-
grenzte Promotionsrecht für eine wissenschaftliche Einrich-
tung (Promotionszentrum) verliehen werden, wenn diese 
in einem Begutachtungsverfahren eine ausreichende For-
schungsstärke nachweisen. 

(2) Die Verleihung des fachlich begrenzten Promotions-
rechts umfasst nicht das Recht zur Verleihung von Eh-
renpromotionen.

§ 2 
Einrichtung und Organisation von Promotionszentren 

(1) Promotionszentren bilden die institutionelle und orga-
nisatorische Grundlage für die Ausübung des fachlich be-
grenzten Promotionsrechts. Sie sind in der Regel inter-
disziplinär sowie an den Forschungsschwerpunkten der 
jeweiligen Fachhochschule oder der beteiligten Fachhoch-
schulen ausgerichtet. 

(2) Promotionszentren nach § 1 Abs. 1 Satz 1 können 
1.	 von einer Fachhochschule oder 
2.	 im Zusammenwirken mehrerer Fachhochschulen in 

Form eines hochschulübergreifenden Promotions-
zentrums 

eingerichtet werden.

(3) Für das Promotionszentrum erlässt die Hochschule 
oder bei einem hochschulübergreifenden Promotionszen-
trum erlassen die Hochschulen eine Satzung, in welcher 
die Mitgliedschaft, die Rechte und Pflichten der Mitglieder 
sowie die Wahl, die Zusammensetzung, die Aufgaben und 
die Befugnisse der Organe sowie die Zusammensetzung 
des Gremiums nach § 7 Abs. 2 Satz 1 zu regeln sind. In 
der Satzung nach Satz 1 sind auch 
1.	 ein Vertretungsorgan der Promovierenden zu regeln,
2.	 bei hochschulübergreifenden Promotionszentren die-

jenige Hochschule zu bestimmen, welche den Doktor-
grad verleiht,

3.	 zu regeln, dass nur Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer, die Mitglied im Promotionszentrum sind, 
als Hauptbetreuerinnen und Hauptbetreuer der Pro-
motionsvorhaben tätig werden dürfen und

4.	 Regelungen zu treffen, wie bei gemeinsamen Veröf-
fentlichungen der Anteil der Hochschullehrerin oder 

des Hochschullehrers im Rahmen der Berechnung der 
Punktzahl nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 angemessen 
berücksichtigt wird.

(4) Die Mitgliedschaft an einem Promotionszentrum be-
gründet keine hierüber hinausgehenden Mitgliedschafts-
rechte und -pflichten an der Hochschule oder an einer der 
beteiligten Hochschulen.

§ 3 
Institutionelle und persönliche Voraussetzungen

(1) Dem Promotionszentrum müssen mindestens neun 
forschungsstarke und in ihrem jeweiligen Forschungsge-
biet ausgewiesene Hochschullehrerinnen oder Hochschul-
lehrer als Mitglieder angehören. Mindestens sechs sowie 
mindestens die Hälfte der Mitglieder müssen hauptberuf-
lich an einer Fachhochschule des Landes beschäftigt sein.

(2) Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer nach Ab-
satz 1 müssen sich der thematischen Ausrichtung des Pro-
motionszentrums fachlich zuordnen und aufgrund ihrer bis-
herigen wissenschaftlichen Leistungen die erfolgreiche 
Betreuung von Promotionsvorhaben und Begutachtung 
von Promotionen erwarten lassen. Die persönlichen Vor-
aussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 erfüllt, wer
1.	 über eine Promotion verfügt,
2.	 an mindestens einem abgeschlossenen Promotions-

vorhaben als Betreuerin oder Betreuer mitgewirkt hat,
3.	 die Einwerbung von Drittmitteln aus Forschungsför-

derprogrammen mit einem wettbewerblichen Aus-
wahlverfahren
a)	 im technischen Bereich über die letzten drei Ka-

lenderjahre in Höhe von mindestens 300 000 Euro 
oder über die letzten sechs Kalenderjahre in Höhe 
von durchschnittlich mindestens 100 000 Euro pro 
Jahr nachweisen kann oder

b)	 im nichttechnischen Bereich über die letzten drei Ka-
lenderjahre in Höhe von mindestens 150 000 Euro 
oder über die letzten sechs Kalenderjahre in Höhe 
von durchschnittlich mindestens 50 000 Euro pro 
Jahr nachweisen kann sowie 

4.	 im Rahmen von Veröffentlichungen in den letzten drei 
Kalenderjahren mindestens 15 Punkte oder in den letz-
ten sechs Kalenderjahren durchschnittlich mindestens 
fünf Punkte pro Jahr erreicht hat, wobei 
a)	 von durch Fachwissenschaftlerinnen oder Fachwis-

senschaftlern begutachtete Publikationen, wissen-
schaftliche Monografien in Fachverlagen und Pa-
tente mit jeweils fünf Punkten, 

b)	 Lehrbücher mit drei Punkten und 
c)	 sonstige wissenschaftliche Publikationen in Fach-

zeitschriften oder -verlagen mit einem Punkt 
bewertet werden.
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(3) Werden die Mindestanforderungen eines der Kriterien 
nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 oder 4 geringfügig unterschrit-
ten, kann dieses dadurch ausgeglichen werden, dass die 
geforderten Mindestanforderungen des jeweils anderen 
Kriteriums nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 oder 4 überschrit-
ten werden. Zudem kann eines der Kriterien nach Absatz 2 
Satz 2 Nr. 3 oder 4 in den Fällen ausgeglichen werden, 
in denen die Hochschullehrerin oder der Hochschullehrer 
1.	 über eine Habilitation verfügt, 
2.	 durch einen universitären Fachbereich kooptiert ist, 
3.	 eine positiv evaluierte Juniorprofessur an einer Uni-

versität oder vor dem Wechsel an eine Fachhochschu-
le eine Professur an einer Universität innehatte oder 

4.	 eine bisherige Professur an einer Fachhochschule mit 
Promotionszentrum innehatte und an dieser Fachhoch-
schule als Betreuerin oder Betreuer für Promotionsvor-
haben zugelassen war.

(4) Die Promotionszentren können zusätzliche Mindestan-
forderungen an die Qualität der Promotion nach Absatz 2 
Satz 2 Nr. 1 stellen. Zum Zeitpunkt der Gründung eines 
Promotionszentrums kann in bislang kaum akademisier-
ten Fachrichtungen und Fächern abweichend von Absatz 2 
Satz 2 Nr. 1 bei einer der beteiligten Hochschullehrerin-
nen oder einem der beteiligten Hochschullehrer auf das 
Erfordernis der Promotion verzichtet werden, wenn die-
ses Mitglied promotionsadäquate Leistungen erbracht hat. 
Weiterhin kann zum Zeitpunkt der Gründung eines Pro-
motionszentrums bei höchstens der Hälfte der Mitglieder 
nach Absatz 1 auf die Voraussetzung des Absatz 2 Satz 2 
Nr. 2 verzichtet werden.

(5) Auf Antrag und nach Vorlage entsprechender Nach-
weise werden insbesondere Zeiten der Betreuung eines 
Kindes oder mehrerer Kinder unter 18 Jahren im eigenen 
Haushalt, die Pflege von Angehörigen oder das Vorliegen 
einer Behinderung oder einer schwerwiegenden chroni-
schen Erkrankung bei der Berechnung der entsprechen-
den Zeiträume nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 und 4 angemes-
sen berücksichtigt.

(6) Scheidet eine Hochschullehrerin oder ein Hochschul-
lehrer aus und erfüllt das Promotionszentrum dadurch die 
in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht mehr, muss 
innerhalb von zwölf Monaten eine Person, die die Voraus-
setzungen nach Absatz 2 in Verbindung mit den Absät-
zen 3 und 4 Satz 1 und soweit erforderlich nach Absatz 1 
Satz 2 erfüllt, als neues Mitglied dem Promotionszentrum 
angehören. Erfolgt keine rechtzeitige Nachbesetzung oder 
fällt die Gesamtzahl der mitwirkenden Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer unter sechs, dürfen keine neuen 
Promotionsverfahren angenommen werden, bis die in Ab-
satz 1 genannten Voraussetzungen wieder erfüllt werden. 

§ 4 
Verfahren der Verleihung

(1) Das Begutachtungsverfahren wird nach Eingang des 
Antrags der Hochschule oder der beteiligten Hochschu-
len bei einem hochschulübergreifenden Promotionszent-
rum an das für das Hochschulwesen zuständige Ministe-
rium eingeleitet. 

(2) Dem Antrag sind beizufügen:
1.	 die Benennung und fachliche Ausrichtung des Promo-

tionszentrums sowie die Benennung einer Hochschu-
le als Sprecherin,

2.	 eine Darstellung des Forschungsprogramms und der 
Erwartungen an das Promotionszentrum für die Stär-
kung der angewandten Forschung,

3.	 eine Liste der Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer, die dem Promotionszentrum angehören, mit den 
erforderlichen Informationen, um das Vorliegen der Vo-
raussetzungen nach § 3 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 zu 
bewerten,

4.	 ein vollständiger, nach Jahren gegliederter Finanzplan,
5.	 ein Qualifizierungskonzept, das ein Fortbildungspro-

gramm sowie weitere Maßnahmen zur Qualifizierung 
der Promovierenden beinhaltet, sowie

6.	 die Beschlüsse der Hochschule oder der beteiligten 
Hochschulen zur Einrichtung des Promotionszentrums, 
die Promotionsordnung sowie die Satzung für das Pro-
motionszentrum.

(3) Zur Begutachtung, ob die Voraussetzungen für die Ver-
leihung des fachlich begrenzten Promotionsrechts erfüllt 
sind, setzt das für das Hochschulwesen zuständige Mi-
nisterium eine Kommission nach § 5 ein. Die Kommission 
nach Satz 1 erstellt ein Gutachten, in dem insbesondere 
das Vorliegen einer ausreichenden Forschungsstärke nach 
§ 1 Abs. 1 anhand der Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 
und 2 zu beurteilen und Stellung zu nehmen ist, ob durch 
das Promotionszentrum in der Gesamtschau seiner per-
sonellen Zusammensetzung die Umsetzung der Quali-
tätsanforderungen an die Betreuung von Promotionsvor-
haben und Begutachtung von Promotionen gewährleistet 
werden kann. Das erstellte Gutachten nach Satz 2 kann 
ein von der Mehrheit abweichendes Sondervotum einer 
Gutachterin oder eines Gutachters enthalten, sofern die-
se vom Begutachtungsergebnis abweichende Meinung be-
reits in der Beratung vertreten wurde. 

(4) Die Entscheidung über die Verleihung des fachlich be-
grenzten Promotionsrechts für ein Promotionszentrum 
trifft das für das Hochschulwesen zuständige Ministerium 
unter Berücksichtigung des Gutachtens der Kommission 
nach Absatz 3. 

(5) Die erstmalige Verleihung des fachlich begrenzten Pro-
motionsrechts  für das jeweilige Promotionszentrum erfolgt 
befristet für einen Zeitraum von acht Jahren. Die Verlei-
hung kann mit weiteren Nebenbestimmungen, insbeson-
dere Auflagen, verbunden werden. 

(6) Werden im Rahmen der Zwischenevaluation oder 
der umfassenden Evaluation eines Promotionszentrums 
schwerwiegende Mängel festgestellt, kann das für das 
Hochschulwesen zuständige Ministerium die Verleihung 
des fachlich begrenzten Promotionsrechts für das betroffe-
ne Promotionszentrum mit Wirkung für die Zukunft aufhe-
ben oder die weitere Ausübung oder Verleihung des fach-
lich begrenzten Promotionsrechts von der Erfüllung von 
Auflagen abhängig machen. Abweichend von Absatz  5 
Satz 1 kann nach der umfassenden Evaluation des Pro-
motionszentrums das fachlich begrenzte Promotionsrecht 
unbefristet verliehen werden.
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(7) Der Ablauf der Befristung oder die Aufhebung der Ver-
leihung des fachlich begrenzten Promotionsrechts erstre-
cken sich nicht auf bereits begonnene Promotionsvorha-
ben. In den in Satz 1 und § 3 Abs. 6 Satz 2 genannten 
Fällen haben die Hochschule oder die beteiligten Hoch-
schulen die ordnungsgemäße Betreuung der begonnenen 
Promotionsvorhaben und Begutachtung der Promotionen 
zu gewährleisten.

§ 5 
Begutachtungskommision

(1) Der Kommission nach § 4 Abs. 3 gehören mindestens 
fünf Gutachterinnen und Gutachter, die unabhängig und in 
dem jeweiligen Fachgebiet einschlägig ausgewiesene Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler sind, als Mitglieder 
an. Mindestens eine Gutachterin oder ein Gutachter muss
1.	 eine Hochschullehrerin oder ein Hochschullehrer an 

einer Fachhochschule sein und
2.	 eine Hochschullehrerin oder ein Hochschullehrer an 

einer Universität sein.
Mindestens eine Gutachterin oder ein Gutachter soll ei-
ner außeruniversitären Forschungseinrichtung angehö-
ren. Hinsichtlich der Mitglieder nach Satz 2 Nr. 1 und 2 
ist eine paritätische Verteilung anzustreben. Je nach the-
matischem Zuschnitt des Promotionszentrums kann eine 
geeignete Vertreterin oder ein geeigneter Vertreter aus 
Wirtschaft und Gesellschaft, die oder der durch eine Pro-
motion wissenschaftlich ausgewiesen ist und über Erfah-
rung in der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftli-
cher Erkenntnisse und Methoden in der beruflichen Praxis 
verfügt, als Gutachterin oder Gutachter mitwirken. Auf eine 
angemessene Verteilung der Geschlechter in der Kommis-
sion ist zu achten.

(2) Die Mitglieder der Kommission nach Absatz 1 Satz 2 
und 3 müssen mindestens die als persönliche Vorausset-
zungen geregelten Kriterien nach § 3 Abs. 2 Satz 2 erfüllen. 
Die Mitglieder der Kommission dürfen an der zu begutach-
tenden Hochschule oder bei einem hochschulübergreifen-
den Promotionszentrum an den zu begutachtenden, be-
teiligten Hochschulen weder tätig noch dort innerhalb von 
fünf Jahren vor Antragstellung tätig gewesen oder ihr auf 
andere Weise verpflichtet sein.

(3) Die antragstellende Hochschule oder bei einem hoch-
schulübergreifenden Promotionszentrum die beteiligten 
Hochschulen haben die Möglichkeit, Vorschläge für Mit-
glieder der Kommission nach § 4 Abs. 3 vorzulegen.

§ 6 
Ausübung des fachlich begrenzten Promotionsrechts 

und Qualitätssicherung

(1) Aufgrund der Promotion verleiht die Hochschule oder 
bei einem hochschulübergreifenden Promotionszentrum 
die in der Satzung nach § 2 Abs. 3 vorgesehene Hoch-
schule nach Maßgabe der jeweiligen Promotionsordnung 
den Doktorgrad mit einem das Fachgebiet kennzeichnen-
den Zusatz, der dem Zusatz eines von einer Universität 
in einem vergleichbaren Wissenschaftsgebiet verliehenen 
Doktorgrads entspricht.

(2) Hochschulen, die Promotionszentren nach § 1 Abs. 1 
Satz 1 einrichten, ergreifen Maßnahmen zur Sicherstel-
lung und Verbesserung der Qualität sowie zur kontinuier-
lichen Überprüfung der Promotionsverfahren. Für jedes 
Promotionszentrum sehen sie einen extern besetzten wis-
senschaftlichen Beirat vor, der sie bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben, der inhaltlichen und organisatorischen Ausge-
staltung des Promotionszentrums und dessen Weiterent-
wicklung unterstützt. Sie stimmen sich über die Festlegung 
einheitlicher Qualitätsstandards unter den Promotionszent-
ren des Landes ab und bilden zu diesem Zweck einen zen-
trenübergreifenden wissenschaftlichen Beirat. Sie gewähr-
leisten, dass bei an den Promotionszentren durchgeführten 
Promotionsverfahren die betreuenden Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer nicht zugleich als Promotions-
gutachterinnen und Promotionsgutachter mitwirken und 
die Promotionsgutachterinnen und Promotionsgutachter 
der Promotionsverfahren über eine Promotion verfügen. 

(3) Die Möglichkeit der Durchführung kooperativer Promoti-
onen nach § 61 Abs. 5 Satz 3 bis 5 ThürHG bleibt unberührt.

§ 7 
Evaluationen

(1) Die Ergebnisse der Umsetzung der auf der Grundla-
ge dieser Verordnung erfolgten Verleihung des fachlich 
begrenzten Promotionsrechts an das jeweilige Promo-
tionszentrum sind nach vier Jahren in Form einer Zwi-
schenevaluation und nach sieben Jahren umfassend zu 
evaluieren, sofern über die Befristung der Verleihung des 
fachlich begrenzten Promotionsrechts hinaus die Verlän-
gerung der Verleihung des fachlich begrenzten Promoti-
onsrechts durch die Hochschule oder die beteiligten Hoch-
schulen beantragt wurde. Gegenstand der Evaluation sind 
insbesondere die Erfahrungen in der Anwendung sowie die 
Wirksamkeit und der Erfolg der Verleihung des fachlich be-
grenzten Promotionsrechts.

(2) Die Zwischenevaluation wird von einem geeigneten 
Gremium durchgeführt, dem mindestens eine Promovie-
rende oder ein Promovierender angehören soll. Das Nähe-
re regeln die Hochschulen in der Satzung nach § 2 Abs. 3.

(3) Die umfassende Evaluation erfolgt durch eine geeig-
nete externe und von den das Promotionszentrum ein-
richtenden Hochschulen unabhängige Einrichtung, deren 
Mitglieder einschlägig ausgewiesene Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler sind (Evaluationsgremium), das 
von dem für das Hochschulwesen zuständigen Ministeri-
um eingesetzt wird. Das Evaluationsgremium erstellt ei-
nen Bericht, der eine Empfehlung zur Verlängerung der 
Verleihung des fachlich begrenzten Promotionsrechts an 
die Hochschule oder bei einem hochschulübergreifenden 
Promotionszentrum an die Hochschulen sowie zur Mög-
lichkeit einer unbefristeten Verleihung des fachlich be-
grenzten Promotionsrechts nach § 4 Abs. 6 Satz 2 ent-
hält. Dem Evaluationsgremium müssen mindestens vier 
Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer angehören, 
die über mehrjährige, nachgewiesene Erfahrungen in der 
Betreuung von Promotionsvorhaben und Begutachtung 
von Promotionen verfügen. Auf Basis des Evaluationsbe-
richts entscheidet das für das Hochschulwesen zuständi-
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ge Ministerium über die Verlängerung der Verleihung des 
fachlich begrenzten Promotionsrechts und eine unbefris-
tete Verleihung des fachlich begrenzten Promotionsrechts 
nach § 4 Abs. 6 Satz 2; gemäß § 4 Abs. 5 Satz 2 kann die 
Verlängerung der Verleihung des fachlich begrenzten Pro-
motionsrechts von der Erfüllung konkreter Bedingungen 
abhängig gemacht werden.

§ 8 
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung 
gelten jeweils auch für Personen, die mit der Angabe „di-
vers“ oder ohne eine Angabe des Geschlechts in das Ge-
burtenregister eingetragen sind.

§ 9 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Erfurt, den 10. Dezember 2024

Der Minister für Wirtschaft,
Wissenschaft und Digitale Gesellschaft

Wolfgang Tiefensee

Fünfte Verordnung 
zur Änderung der Thüringer Verordnung zur Übertragung von Ermächtigungen und  

zur Bestimmung von Zuständigkeiten im Wohngeldbereich 
Vom 7. Januar 2025

Aufgrund des § 24 Abs. 1 Satz 1 des Wohngeldgesetzes 
vom 24. September 2008 (BGBl. I S. 1856), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. Oktober 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 314), und 
des § 3 Abs. 1a und des § 88 Abs. 1a der Thüringer Kom-
munalordnung in der Fassung vom 28. Januar 2003 (GVBl. 
S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 33 des Gesetzes vom 
2. Juli 2024 (GVBl. S. 277), 
jeweils in Verbindung mit § 1 Abs. 3 der Thüringer Verord-
nung zur Übertragung von Ermächtigungen und zur Be-
stimmung von Zuständigkeiten im Wohngeldbereich vom 
24. Juli 2007 (GVBl. S. 96), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 7. Dezember 2016 (GVBl. S. 654), verord-
net das Ministerium für Digitales und Infrastruktur im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium für Inneres, Kommunales 
und Landesentwicklung: 

Artikel 1

§ 1 Abs. 1 Nr. 2 der Thüringer Verordnung zur Übertra-
gung von Ermächtigungen und zur Bestimmung von Zu-
ständigkeiten im Wohngeldbereich vom 24.  Juli 2007 
(GVBl. S. 96), die zuletzt durch Verordnung vom 7. De-
zember 2016 (GVBl. S. 654) geändert worden ist, erhält 
folgende Fassung:

„2.	die kreisangehörigen Gemeinden Rudolstadt und Saal-
feld sowie die Große kreisangehörige Stadt Ilmenau.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. März 2025 in Kraft.

Erfurt, den 7. Januar 2025

Der Minister für
Digitales und Infrastruktur

St. Schütz
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Beschluss der Thüringer Landesregierung  
Gegenseitige Vertretung der Mitglieder der Thüringer Landesregierung 

Vom 7. Januar 2025

1.	 Die gegenseitige Vertretung der Mitglieder der Landesregierung wird wie folgt geregelt:

Mitglied der Landesregierung: Vertretung durch:

Thüringer Ministerpräsident 1.	 Thüringer Finanzministerin als Stellvertretende Minis-
terpräsidentin nach Artikel 70 Abs. 4 Satz 2 der Verfas-
sung des Freistaats Thüringen 

2.	 Thüringer Minister für Inneres, Kommunales und Lan-
desentwicklung

Thüringer Minister für Bundes- und Europaangelegen-
heiten, Sport und Ehrenamt

1.	 Thüringer Minister für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur 

2.	 Thüringer Ministerin für Wirtschaft, Landwirtschaft und 
Ländlichen Raum

Thüringer Minister für Inneres, Kommunales und  
Landesentwicklung

1.	 Thüringer Ministerin für Soziales, Gesundheit, Arbeit 
und Familie

2.	 Thüringer Ministerin für Justiz, Migration und Verbrau-
cherschutz

Thüringer Minister für Bildung, Wissenschaft und Kultur 1.	 Thüringer Ministerin für Justiz, Migration und Verbrau-
cherschutz

2.	 Thüringer Minister für Bundes- und Europaangelegen-
heiten, Sport und Ehrenamt

Thüringer Ministerin für Justiz, Migration und  
Verbraucherschutz

1.	 Thüringer Ministerin für Wirtschaft, Landwirtschaft und 
Ländlichen Raum 

2.	 Thüringer Minister für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur

Thüringer Finanzministerin 1.	 Thüringer Minister für Umwelt, Energie, Naturschutz 
und Forsten

2.	 Thüringer Minister für Digitales und Infrastruktur

Thüringer Ministerin für Wirtschaft, Landwirtschaft und 
Ländlichen Raum

1.	 Thüringer Minister für Bundes- und Europaangelegen-
heiten, Sport und Ehrenamt

2.	 Thüringer Ministerin für Justiz, Migration und Verbrau-
cherschutz

Thüringer Ministerin für Soziales, Gesundheit, Arbeit und 
Familie 

1.	 Thüringer Minister für Inneres, Kommunales und Lan-
desentwicklung 

2.	 Thüringer Minister für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur

Thüringer Minister für Umwelt, Energie, Naturschutz und 
Forsten

1.	 Thüringer Minister für Digitales und Infrastruktur 
2.	 Thüringer Finanzministerin

Thüringer Minister für Digitales und Infrastruktur 1.	 Thüringer Finanzministerin
2.	 Thüringer Minister für Umwelt, Energie, Naturschutz 

und Forsten

2.	 Dieser Beschluss tritt am 13. Dezember 2024 in Kraft. 

Erfurt, den 7. Januar 2025

Der Ministerpräsident

Mario Voigt
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